
§ 29g PKDBSa — Versorgungsausgleich
Satzung der Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen VVaG Köln (Anlage zur Verordnung
über die Feststellung der Satzung der Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen VVaG)
Stand: 10.06.2019 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

Ist durch Entscheidung des Familiengerichts in sinngemäßer Anwendung des § 1587b Abs. 2 BGB eine
Anwartschaft in der gesetzlichen Rentenversicherung begründet worden, wird nach Wirksamkeit der
Entscheidung des Familiengerichts über den Versorgungsausgleich die Rente des
ausgleichsverpflichteten Ehegatten und seiner Hinterbliebenen gekürzt. Die Einzelheiten der Kürzung
ergeben sich aus besonderen Richtlinien zur Durchführung des Versorgungsausgleichs, die das
Kuratorium aufzustellen hat. Die Richtlinien und ihre Änderungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der
Genehmigung der Aufsichtsbehörde.
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